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2011

Richtwerte für die Berücksichtigung 
des Verwaltungsaufwandes 

bei der Festlegung der nach dem Gebührengesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

zu erhebenden Verwaltungsgebühren
RdErl. d. Ministeriums für Inneres und Kommunales 

– 56-36.08.09 –
v. 25. 6. 2013

1
Stundensätze

Die Stundensätze, die für die Berechnung des Verwal-
tungsaufwandes empfohlen werden, betragen für den

höheren Dienst 73 Euro

gehobenen Dienst 58 Euro

mittleren Dienst 49 Euro

einfachen Dienst 35 Euro.

Eine vom Landesbetrieb Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (IT.NRW) erstellte detaillierte Über-
sicht ist als Anlage beigefügt.

2
Inkrafttreten, Aufhebung

2.1
Die Richtwerte treten mit dem Tag ihrer Veröffentli-
chung in Kraft.

2.2 
Der Runderlass des Ministeriums für Inneres und Kom-
munales vom 20.6.2012 (MBl. NRW. S. 528) wird aufge-
hoben.

Der Minister für Inneres und Kommunales

Ralf J ä g e r
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angenommen werden muss. Letzteres kann insbesondere 
in Betracht kommen,

1.  an oder in unmittelbarer Nähe von Orten und Stre-
cken, die vermehrt von schwachen Verkehrsteilneh-
mern wie Fußgängern und Fahrradfahrern sowie be-
sonders schutzwürdigen Personen wie Kindern, 
Hilfsbedürftigen und älteren Menschen frequentiert 
werden,

2.  in unmittelbarer Nähe von sowie in Baustellen und 
ähnlichen straßenbaulichen Engpässen oder

3.  wenn überdurchschnittlich häufi g Verstöße gegen 
eine Geschwindigkeitsbeschränkung festgestellt wer-
den.

Das Vorliegen einer Geschwindigkeitsbeschränkung 
reicht allein nicht aus, um von einer Gefahrenstelle aus-
zugehen. Geschwindigkeitsbeschränkte Zonen sind nur 
dann als Gefahrenstellen anzusehen, wenn auch hier die 
oben genannten Gründe hinzukommen. Geschwindig-
keitsbeschränkte Straßenstrecken sind darüber hinaus 
als Gefahrenstellen anzusehen, wenn die Geschwindig-
keitsbeschränkung aus Gründen des Lärmschutzes ange-
ordnet wird, weil die Maßnahme gemessen an § 45 Abs. 9 
der Straßenverkehrs-Ordnung gerechtfertigt ist und den 
Vorgaben der „Richtlinien für straßenverkehrsrechtliche 
Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm“ 
(Lärmschutz-Richtlinien – StV; VKBl 2007, Seite 767) in 
der jeweils gültigen Fassung genügt.

Geschwindigkeitsbeschränkte Strecken sind ferner dann 
als Gefahrenstellen anzusehen, wenn die Geschwindig-
keitsbeschränkung aus Gründen der Luftreinhaltepla-
nung nach §  47 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
angeordnet wurde.

48.26
Geschwindigkeitsüberwachungsmaßnahmen aus Grün-
den der Verkehrssicherheit sind entsprechend den Sach- 
und Personalressourcen vorrangig zu gewährleisten. 
Messstellen sind im Vorfeld mittels geeigneter Medien 
anzukündigen und zu veröffentlichen. Stationäre Mess-
stellen auf Straßen im Sinne der Nr.  48.24 sind durch 
eine entsprechende Beschilderung anzukündigen. 

Die Messstellen sowie Zeitpunkt und Dauer der Über-
wachung sind im Benehmen mit der zuständigen Kreis-
polizeibehörde festzulegen. Auf Straßen im Sinne der 
Nummer  48.24 sind die stationären Messstellen der 
Kreisordnungsbehörde im Einvernehmen mit der Be-
zirksregierung und dem Landesbetrieb Straßenbau NRW 
unter Beteiligung der Unfallkommission festzulegen; 
wird aus Gründen des Lärmschutzes oder der Luftrein-
halteplanung eine Geschwindigkeitsbeschränkung fest-
gelegt, bedarf es keiner Beteiligung der Unfallkommis-
sion.

48.27
Die kommunalen Bußgeldstellen führen das gesamte 
Verfahren in eigener Verantwortung nach den Vorschrif-
ten des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten durch; da-
neben ist der RdErl. des Ministeriums für Inneres und 
Kommunales vom 2. 11. 2010 (MBl. NRW. S. 786) in der 
jeweils gültigen Fassung zu beachten.

48.28
Die zuständigen Bußgeldstellen haben die personellen 
und organisatorischen Voraussetzungen dafür zu schaf-
fen, dass der gesamte Verwaltungsaufwand -einschließ-
lich der erforderlichen Fahrerermittlung- mit eigenen 
Kräften bewältigt werden kann. Amtshilfeersuchen in-
nerhalb Nordrhein-Westfalens sind an die nach §  48 
Abs. 2 des Ordnungsbehördengesetzes zuständigen kom-
munalen Bußgeldstellen zu richten; die Inanspruch-
nahme der Polizei ist auf begründete Einzelfälle zu be-
schränken.

Amtshilfeersuchen anderer Behörden, die im Rahmen 
der Verfolgung von Verkehrsordnungswidrigkeiten an 
die nach § 48 Abs. 2 des Ordnungsbehördengesetzes zu-
ständigen Bußgeldstellen herangetragen werden, sind 
von diesen zu erledigen.

48.29
Geldbußen, die durch rechtskräftige Bescheide einer 
Bußgeldstelle festgesetzt sind, fl ießen in die Kasse der 

2060
Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des

Ordnungsbehördengesetzes -VV OBG-
RdErl. d. Ministeriums für Inneres und Kommunales 

– 402-57.04.05 – 
v. 11. 6. 2013

Der RdErl. des Innenministers vom 4. 9. 1980 (MBl. 
NRW. S.  2114), zuletzt geändert durch RdErl. vom 
30. 12. 2008 (MBl. NRW. 2009 S. 62), wird wie folgt geän-
dert.

1.   Nach Nummer 48.12 werden folgende Nummern ein-
gefügt:

„48.2
Zu Absatz 2

48.21
Maßnahmen zur Geschwindigkeitsüberwachung dienen 
der Verkehrssicherheit, insbesondere der Verhütung von 
Verkehrsunfällen mit schweren Folgen. Ziel ist die Re-
duzierung des allgemeinen Geschwindigkeitsniveaus als 
wirksamster Schutz gerade der schwächeren Verkehrs-
teilnehmer vor schweren Unfallfolgen. Um dies zu errei-
chen, bedarf es der Verhinderung und Sanktionierung 
von Verstößen gegen Geschwindigkeitsbeschränkungen, 
der Hauptursache für Unfälle mit schweren Folgen. Eine 
aktive abgestimmte Öffentlichkeitsarbeit von Polizei 
und Kommunen entfaltet eine akzeptanzfördernde Wir-
kung der Maßnahmen. Besondere Bedeutung kommt der 
Ankündigung von Kontrollen und der Veröffentlichung 
von Messstellen zu. Hierdurch kann die Wirkung der 
Maßnahmen erhöht werden.

48.22
Neben der Polizei sind nach § 48 Abs. 2 OBG auch die 
Kreisordnungsbehörden und die Großen kreisangehöri-
gen Städte für die Überwachung der Einhaltung zulässi-
ger Höchstgeschwindigkeiten und der Befolgung von 
Lichtzeichenanlagen zuständig. Ihre Zuständigkeit er-
streckt sich nur auf die Überwachung an Gefahrenstel-
len. 

Im fl ießenden Verkehr bleibt die Zuständigkeit der Poli-
zei zur Ermittlung und Verfolgung von Verkehrsverstö-
ßen unberührt. Die Befugnis, Kraftfahrer im fl ießenden 
Verkehr zum Zwecke der Verkehrskontrolle anzuhalten, 
steht nur der Polizei zu. 

Zur Sicherung und Umsetzung einer das gesamte Kreis-
gebiet umfassenden Verkehrskonzeption erstreckt sich 
die Zuständigkeit der Kreisordnungsbehörden auch auf 
das Gebiet der Großen kreisangehörigen Städte; die Ein-
richtung von Messstellen ist mit den Ordnungsbehörden 
der Großen kreisangehörigen Städte zuvor abzustimmen. 
Die Kreisordnungsbehörden werden, soweit dies im In-
teresse der Verkehrssicherheit liegt, Anregungen der 
kreisangehörigen Städte, die nicht zu den Großen kreis-
angehörigen Städten zählen, und Gemeinden auf Durch-
führung von Verkehrsüberwachungsmaßnahmen nach-
kommen, wenn die Verkehrskonzeption des Kreises 
nicht entgegensteht und die Kapazität des Kreises dies 
zulässt.

48.23
Die Überwachungszuständigkeit für den ruhenden Stra-
ßenverkehr umfasst auch die Befugnis zum Abschleppen 
bzw. Versetzen eines Kraftfahrzeugs aus Gründen der 
Gefahrenabwehr. Insoweit fi ndet der RdErl. des Innen-
ministers v. 25. 6. 1979 (MBl. NRW. S. 1508) „Sicherstel-
lung von Fahrzeugen durch die Polizei“ in der jeweils 
gültigen Fassung sinngemäß Anwendung; eine Bindung 
an den Mustervertrag besteht nicht.

48.24
Geschwindigkeitskontrollen mit mobilen Anlagen auf 
Bundesautobahnen und autobahnähnlichen Straßen im 
Sinne des §  12 Polizeiorganisationsgesetz NRW bleiben 
der Polizei vorbehalten. Die Kreisordnungsbehörden 
sind befugt, stationäre Geschwindigkeitsmessanlagen 
einzurichten.

48.25
Gefahrenstellen sind Unfallhäufungsstellen und solche 
Streckenabschnitte, auf denen eine erhöhte Unfallgefahr 
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Körperschaft, der die Bußgeldstelle angehört. Das gilt 
entsprechend für Nebenfolgen, die zu einer Geldzahlung 
verpfl ichten, sowie für Verwarnungsgelder.“

2.  Nummer 48.3 (48.31 bis 48.37) wird aufgehoben.

3.  Dieser Runderlass tritt am 15. Juli 2013 in Kraft.

– MBl. NRW. 2013 S. 204

2160

Kinder- und Jugendförderplan des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

2013 – 2017 (KJFP NRW)
Bek. des Ministeriums für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 
v. 25. 6. 2013

Kinder- und Jugendförderplan gemäß §  9 des Dritten 
Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfe-
gesetzes, Gesetz zur Förderung der Jugendarbeit, der 
 Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes – Kinder- und Jugendförderungsgesetz 
(3.  AG-KJHG – KJFöG) vom 12. Oktober 2004 (GV. 
NRW. S. 572), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 97)

1
Grundlagen der Förderung

Das Kinder- und Jugendförderungsgesetz verpfl ichtet 
das Land, für jede Legislaturperiode einen Kinder- und 
Jugendförderplan aufzustellen. Dabei sollen die Ziele 
und Aufgaben der Kinder- und Jugendförderung auf 
Landesebene beschrieben sowie Näheres zur Förderung 
ausgeführt werden. Mit diesem Kinder- und Jugendför-
derplan kommt das Land dieser Verpfl ichtung nach.

Diesem Kinder- und Jugendförderplan liegt die Er-
kenntnis zugrunde, dass die Bildung an Lernorten au-
ßerhalb von Schule an Bedeutung gewinnt. Diese werden 
wichtiger für das Erlernen und Einüben der Kompeten-
zen, die zukünftig wesentliche Voraussetzungen für die 
Integration in Arbeit und Gesellschaft sind. Soziale, in-
terkulturelle und Genderkompetenzen, kulturelle und 
politische Bildung, Medienkompetenzen und die Befähi-
gung zur Teilhabe an und Gestaltung der Gesellschaft 
sowie der Gedanke der Inklusion sind wesentliche Ele-
mente, die zur Lebensbildung und zur Persönlichkeits-
entwicklung junger Menschen beitragen. Sie bilden die 
Grundlage für unsere demokratische Gesellschaft und 
deren Weiterentwicklung. Dieser Kinder- und Jugend-
förderplan will dazu beitragen, dass alle Kinder und Ju-
gendliche gleiche Chancen erhalten und Benachteiligun-
gen und Risiken präventiv begegnet werden.

Es ist die Aufgabe der öffentlichen und freien Träger der 
Kinder- und Jugendarbeit, diese Lernorte der Lebensbil-
dung zu schaffen und attraktiv sowie sachgerecht auszu-
statten. Das Land hat nach § 82 des Sozialgesetzbuches 
Teil VIII (SGB VIII) die Aufgabe, die Tätigkeit der Trä-
ger der freien und öffentlichen Jugendhilfe und die Wei-
terentwicklung der Jugendhilfe anzuregen und zu för-
dern. Dementsprechend sind Vielfalt und Pluralität 
zentrale Grundprinzipien der Landesförderung. Der 
Kinder- und Jugendförderplan ist das Instrument des 
Landes zur Erfüllung seiner Aufgaben auf dem Gebiet 
der Kinder- und Jugendarbeit. Die Förderung der Kin-
der- und Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des 
erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes ist eine Auf-
gabe von Kommunen und Land. Die Landesförderung 
bezieht sich dabei zum einen auf die Förderung landes-
weiter Träger und Zusammenschlüsse, sowie zum ande-
ren auf die Unterstützung lokal bezogener Projekte und 
Ansätze.

Mit dem Kinder- und Jugendförderplan sollen folgende 
Zielstellungen erreicht werden:

Erstens:
Die Infrastruktur der Kinder- und Jugendarbeit wird 
mit den hierfür vorgesehenen Fördermitteln gesichert. 

Das Land trägt damit dazu bei, dass in der Breite der 
Handlungsfelder der Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit 
und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes 
fachpolitische Weiterentwicklungen erfolgen und umge-
setzt werden können.

Zweitens:
Das Land setzt insbesondere in den Bereichen Schwer-
punkte, die von besonderer Bedeutung für ein gelingen-
des Aufwachsen junger Menschen sind:

–  Prävention von Benachteiligungslagen und Risiken des 
Aufwachsens,

–  Förderung der kulturellen Bildung junger Menschen,

–  Unterstützung sozial benachteiligter Jugendlicher,

–  Stärkung der gesellschaftlichen und politischen Betei-
ligung von Kindern und Jugendlichen,

–  Förderung der Integration von Jugendlichen mit Mig-
rationshintergrund,

–  Ausbau der partnerschaftlichen Zusammenarbeit von 
Jugendhilfe, Schulen und anderen Bildungsträgern,

–  Stärkung der Medienkompetenz junger Menschen,

–  Förderung von Jugendlichen mit Behinderungen,

Drittens:
Das Land profi liert die Kinder- und Jugendarbeit wieder 
als ein Politikfeld, das einen eigenständigen Beitrag für 
ein gelingendes Aufwachsen von Kindern und Jugend-
lichen leistet sowie zur Weiterentwicklung unserer Ge-
sellschaft beiträgt. Dies wird erreicht mit den formulier-
ten Schwerpunktsetzungen und mit der Bereitstellung 
von jährlich 100.225.700 € für den Kinder- und Jugend-
förderplan bis zum Jahr 2017. 

2
Zielgruppen

Gemäß §  3 des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes 
richten sich die Angebote der Kinder- und Jugendarbeit, 
Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes vor allem an alle jungen Menschen im 
Alter vom 6. bis zum 21. Lebensjahr. Darüber hinaus 
sollen bei besonderen Angeboten und Maßnahmen 
grundsätzlich auch junge Menschen bis zum 27. Lebens-
jahr einbezogen werden (§  7 SGB VIII). Die Angebote 
des Kinder- und Jugendförderplans richten sich insbe-
sondere auch an benachteiligte Kinder und Jugendliche 
und junge Menschen mit Behinderungen. Darüber hin-
aus können alle Angebote auch ältere Menschen als Teil 
der Zielgruppe haben, soweit es sich um Projekte mit in-
tergenerativem Schwerpunkt handelt und die Förderung 
von Kindern und Jugendlichen im Zentrum dieser Ange-
bote steht. 

3
Ziele der Förderung

Der Kinder- und Jugendförderplan für die laufende Le-
gislaturperiode bis 2017 ist vor allem von den Zielen ge-
prägt, den Aspekt der Bildung und Prävention im Rah-
men der Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und des 
erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes vor Ort stär-
ker herauszustellen, gelingende Bildungsbiografi en zu 
ermöglichen und sozialer Benachteiligung präventiv ent-
gegenzuwirken.

3.1
Junge Menschen sollen auch weiterhin vor Ort Angebote 
der Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit sowie 
des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes vorfi n-
den und nutzen können. Sie benötigen diese Angebote 
für ein gelingendes Aufwachsen. Die Angebote unter-
stützen ihre Bildungsprozesse. Das Land sieht daher in 
der Stabilisierung der Infrastruktur eine wesentliche 
Aufgabe der Jugendpolitik auf Ebene des Landes und 
der Kommunen.

3.2 
Die Träger der Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozial-
arbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschut-
zes sind wichtige Partner in der Bildungsförderung jun-
ger Menschen. Durch eine verbesserte Zusammenarbeit 
dieser mit den Schulen und anderen Bildungsträgern vor 
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Ort sollen die Rahmenbedingungen für eine gute Bildung 
aller jungen Menschen nachhaltig verbessert werden 
(Etablierung kommunaler Bildungslandschaften). Das 
Land sieht seine Aufgabe darin, hierfür den notwendi-
gen politischen Rahmen zu gestalten und Fördermittel 
bereitzustellen.

3.3 

Junge Menschen sollen mehr Möglichkeiten erhalten, 
sich durch kulturelle und medienbezogene Angebote 
weiterzuentwickeln. Das Land sieht kulturelle und Me-
dienbildung als einen zentralen Kompetenzbereich, der 
die Entwicklung der Persönlichkeit von jungen Men-
schen und deren Integration in die Gesellschaft fördert. 
Aufgabe des Landes ist es, hierfür Fördermittel bereit-
zustellen.

3.4 

Junge Menschen, die bisher noch zu wenig im Zentrum 
der Aufmerksamkeit der Kinder- und Jugendarbeit, Ju-
gendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Ju-
gendschutzes stehen, sollen stärker Berücksichtigung 
fi nden. Hierzu ist es nötig, alle Handlungsfelder für die 
Inklusion von Jugendlichen mit Behinderungen zu öff-
nen. Das Land betrachtet es als seine Aufgabe, hierfür 
die erforderlichen Impulse zu geben und Projektmittel 
für entsprechende Angebote bereitzustellen.

3.5 

Eine zentrale Aufgabe in der Entwicklung unserer Ge-
sellschaft ist die Integration von Menschen mit Migrati-
onshintergrund. Gerade im Kindes- und Jugendalter 
werden die Weichen für eine gelingende Integration ge-
stellt. Das Land sieht es daher als seine Aufgabe an, die 
Integration im Rahmen der Kinder- und Jugendarbeit, 
Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes zu fördern. 

3.6 

Junge Menschen sollen noch besser vor Gewalt und an-
deren Risiken geschützt werden. Hierzu bedarf es der 
Schaffung eines gewaltpräventiven Klimas in der Ge-
sellschaft und der Stärkung risikominimierender Ange-
bote. Das Land leistet durch die Bereitstellung von Mit-
teln zur Durchführung entsprechender Angebote einen 
maßgeblichen Beitrag.

3.7 

Junge Menschen sollen stärker an der Gestaltung der 
Gesellschaft mitwirken, mitentscheiden und ihre Ideen 
und Vorstellungen einbringen können. Hierfür brauchen 
sie verbesserte Rahmenbedingungen. Das Land sieht 
seine Aufgabe darin, durch die Sicherung und den Aus-
bau der Infrastruktur der Kinder- und Jugendarbeit und 
der Jugendfreiwilligendienste diese Rahmenbedingun-
gen zu verbessern und vor Ort die Beteiligung von jun-
gen Menschen gemeinsam mit den Kommunen zu för-
dern.

3.8 

Nach wie vor gilt, dass Angebote der Kinder- und Ju-
gendarbeit auf die unterschiedlichen Erwartungen und 
Bedürfnisse von Mädchen und Jungen eingehen müssen. 
Es bedarf auch weiterhin starker Impulse zum Ausbau 
der geschlechterdifferenzierten Kinder- und Jugendar-
beit sowie der besseren Berücksichtigung von Aspekten 
des Gender Mainstreaming in allen Angeboten. Das 
Land unterstützt die in diesem Bereich engagierten Trä-
ger durch eine Stabilisierung der Förderung und ermög-
licht neue Projekte zur Weiterentwicklung dieses The-
menfeldes.

Über diese Ziele hinaus geht das Land davon aus, dass 
die im Kinder- und Jugendförderungsgesetz des Landes 
defi nierten Querschnittsaufgaben im Rahmen der Kin-
der- und Jugendhilfe Berücksichtigung fi nden. Dies um-
fasst auch Aufgaben, die sich aus der fachpolitischen 
Debatte ergeben, wie z. B. die Förderung der Gesundheit 
von Kindern und Jugendlichen im Rahmen der Angebote 
der Kinder- und Jugendarbeit.

4

Förderbereiche

Um die genannten Ziele zu erreichen und die hierzu not-
wendigen Aufgaben zu erfüllen, umfasst der Kinder- 
und Jugendförderplan (2013 – 2017) die nachstehenden 
Förderbereiche. 

Förderbereich I:  Förderung der Kinder- und Jugend-
arbeit / internationale Jugendarbeit – 
Kommunale und regionale Angebote 
sichern und qualifi zieren

Eine gute und gelingende Kinder- und Jugendarbeit 
setzt an den Bedürfnissen junger Menschen an. Sie 
braucht Träger, die aufgrund ihrer Nähe zu Kindern und 
Jugendlichen dazu in der Lage sind, die Kinder- und Ju-
gendarbeit weiterzuentwickeln. Dabei bilden die Offene 
Kinder- und Jugendarbeit als stärker örtlich bezogenes 
Angebot und die verbandliche Jugendarbeit als stärker 
an Interessen und Werten orientiertes Angebot die tra-
genden Säulen der Kinder- und Jugendarbeit. Denn 
Selbstorganisation, Interessenvertretung, konkretes Mit-
gestalten und die Unterstützung bei Alltagsfragen sind 
Bestandteile der Kinder- und Jugendarbeit der Ver-
bände und der offenen Einrichtungen. Sie tragen damit 
wesentlich zur Bildung und Entwicklung junger Men-
schen bei.

Zur Förderung der Kinder- und Jugendarbeit unter-
stützt das Land offene Angebote der Kinder- und Ju-
gendarbeit sowie die Jugendverbandsarbeit durch die 
Gewährung fachbezogener Pauschalen. Zur Verbesse-
rung des Angebots für besondere Zielgruppen und bei 
besonderen sozialen Problemlagen können bestehende 
oder neue Angebote der Offenen Kinder- und Jugendar-
beit zusätzlich gefördert werden. Dabei sollen Angebote 
für LSBTTI Jugendliche berücksichtigt werden. Das 
Land erwartet von den Trägern, dass diese die Jugendar-
beit im Sinne der Zielsetzungen des Kinder- und Ju-
gendförderungsgesetzes sowie den Zielen dieses Kinder- 
und Jugendförderplans weiterentwickeln und dabei 
insbesondere die Aspekte Bildungsförderung, Prävention 
und Partizipation junger Menschen beachten.

Vor dem Hintergrund der wachsenden Bedeutung der 
Kinder- und Jugendarbeit für die Bildung und das Auf-
wachsen junger Menschen liegt ein wesentlicher 
Schwerpunkt in der verbesserten Zusammenarbeit mit 
anderen Institutionen der Bildung – insbesondere den 
Schulen (Etablierung kommunaler Bildungslandschaf-
ten). Das Land erwartet von den Trägern, dass sie sich 
aktiv in die Gestaltung kommunaler Bildungsnetzwerke 
einbringen bzw. einen Beitrag zu deren Entwicklung 
leisten. Daher werden gezielt Mittel zum Ausbau dieser 
Kooperation vor Ort bereitgestellt. 

Zudem stellt die Globalisierung neue Anforderungen an 
junge Menschen. Daher werden gezielt Mittel für die in-
ternationale Jugendarbeit und für Nachhaltigkeitspro-
jekte bereitgestellt. Das Land erwartet von den Trägern 
der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit, dass diese ins-
besondere solche jungen Menschen an internationale 
Projekte heranführen, die sonst kaum Möglichkeiten der 
Beteiligung haben, damit auch sie entsprechende Erfah-
rungen sammeln können.

Förderbereich II:  Kulturelle Jugendbildung / 
Medienkompetenz

    Medien- und Kulturland NRW

Kulturelle Kompetenzen und die Fähigkeit, mit Medien 
kritisch und kreativ umgehen zu können, gehören zu den 
Schlüsselkompetenzen. Die kulturelle Bildung leistet ei-
nen wichtigen Beitrag zur Persönlichkeitsbildung, indem 
sie Selbstrefl exion und Selbstinszenierung fördert. Sie 
fördert das ästhetische Empfi nden, die kulturelle Eigen-
initiative und das soziale Verhalten. Sie schafft damit 
bei jungen Menschen auch die Voraussetzungen, kreativ 
und engagiert an der Berufswelt und dem gesellschaftli-
chen Leben teilnehmen zu können. 

Freizeit, Beruf und Meinungsbildung sind heute stark 
mit der Nutzung von Medien verbunden. Die Förderung 
von Medienkompetenz bei Kindern und Jugendlichen 
hilft diesen, Medien praktisch zu nutzen, kreativ anzu-
wenden und Medieninhalte kritisch im Hinblick auf ihre 
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Aussagen und Wirkungen zu bewerten. Ohne Medien-
kompetenz ist gesellschaftliche Teilhabe und berufl icher 
Erfolg kaum mehr denkbar.

Zur Förderung der kulturellen Bildung und der Medien-
kompetenz werden Träger unterstützt, die in der kultu-
rellen Jugendbildung und Medienarbeit aktiv sind. Das 
Land erwartet von diesen Trägern, dass sie Angebote für 
Kinder und Jugendliche bereitstellen und Fachkräfte der 
Kinder- und Jugendarbeit für die Aufgaben der Vermitt-
lung kultureller Bildung und Medienbildung qualifi zie-
ren. Dabei soll das gesamte Spektrum der kulturellen 
Arbeit und der Mediensparten Gegenstand der Aktivitä-
ten sein. 

Vor dem Hintergrund der großen Bedeutung von Kultur 
und Medien für die Bildung setzt das Land hier einen 
Schwerpunkt bei der Förderung von Projekten. Mit dem 
Projektbereich „Jugendkulturland NRW“ soll eine neue 
Entwicklungsdynamik in der kulturellen Bildung initi-
iert werden, die u. a. auch diejenigen jungen Menschen in 
den Blick nimmt, die bislang nicht im Zentrum der Ju-
gendkulturarbeit stehen. Insbesondere sollen sozial be-
nachteiligten jungen Menschen verbessert Wege in die 
kulturelle Bildung geöffnet werden. Mit dem Projektbe-
reich „Fit für die mediale Zukunft“ soll es gelingen, die 
Vermittlung von Medienkompetenz stärker im Gesamt-
profi l der Angebote der Jugendarbeit zu verankern.

Förderbereich III:  Chancengleichheit / Integration / 
Inklusion

  Toleranz und Vielfalt fördern

Nordrhein-Westfalen ist ein Land, das seiner nachwach-
senden Generation vielfältige Möglichkeiten der gesell-
schaftlichen und berufl ichen Integration bietet. Aller-
dings sind die Chancen von jungen Menschen ungleich 
verteilt. Noch immer wirkt sich die soziale Herkunft 
stark auf die Möglichkeiten zur Bildung, zur Teilhabe 
und auf den späteren berufl ichen Erfolg aus. Das Land 
will auf dem Weg in die Zukunft alle jungen Menschen 
mitnehmen. Die erfolgreiche Zukunft dieses Landes 
hängt von einer gut qualifi zierten und gebildeten jungen 
Generation ab.

Aus diesem Grund ist es eines der wichtigsten Ziele, die 
sich u. a. aus sozialer Benachteiligung ergebenden 
schlech teren Chancen durch Qualifi zierung, Bildung und 
präventive Hilfen auszugleichen. Dazu gehören auch 
entsprechende Angebote in der Kinder- und Jugendar-
beit und Jugendsozialarbeit. Die Träger der Jugendsozi-
alarbeit haben die Aufgabe, solche passgenau auf die 
Bedürfnisse benachteiligter junger Menschen zuge-
schnittenen Bildungsangebote und präventiven Ansätze 
der Förderung zu entwickeln und anzubieten. Da die 
Herausforderungen in diesem Bereich in den letzten Jah-
ren weiter gewachsen sind und auch noch weiter wach-
sen werden, ist es erforderlich, die Jugendsozialarbeit 
insbesondere an der Nahtstelle zu Schule und Arbeits-
markt konzeptionell weiterzuentwickeln und auszu-
bauen. Das Land knüpft an die Förderung die Erwar-
tung, dass die Träger an der Entwicklung und Umset-
zung eines verbesserten Übergangssystems mitwirken.

Vor dem Hintergrund der wachsenden Bedeutung der 
Integration von jungen Menschen mit Migrationshinter-
grund und der Inklusion junger Menschen mit Behinde-
rung setzt das Land hier zwei Förderschwerpunkte: 

Mit dem Förderbereich „Integration als Chance“ sollen 
zielgerichtet Angebote für junge Menschen mit Migrati-
onshintergrund gefördert werden, die nachhaltig zur 
besseren gesellschaftlichen und berufl ichen Integration 
führen und die das interkulturelle Verständnis in unse-
rer Gesellschaft fördern. Dies kann insbesondere über 
eine bessere Beteiligung von jungen Menschen mit Mig-
rationshintergrund erreicht werden.

Vor dem Hintergrund der UN-Behindertenrechtskon-
vention aus dem Jahr 2006 bietet der Förderschwer-
punkt „Teilhabe junger Menschen mit Behinderungen“ 
den Trägern der Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und 
des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes die Mög-
lichkeit, ihre Angebote gezielt auch für junge Menschen 
mit Behinderungen zu öffnen. Das Land knüpft an die-
sen Schwerpunkt die Erwartung, dass über solche Pro-
jekte die Öffnung der Jugendarbeit und Jugendsozialar-

beit für die Belange junger Menschen mit Behinderung 
und deren Beteiligung gelingt.

Schließlich widmet das Land dem Aufwachsen junger 
Menschen und ihrer Persönlichkeits- und Identitätsent-
wicklung besondere Aufmerksamkeit. Durch soziale 
Teilhabe soll Chancengleichheit realisiert sowie Tole-
ranz und Vielfalt, etwa in Bezug auf die sexuelle Orien-
tierung und die geschlechtliche Identität gelebt und 
selbstverständlich werden.

Förderbereich IV:  Prävention gesellschaftlicher und 
individueller Risiken

   Junge Menschen stärken – Gewalt 
vermeiden

Heute aufzuwachsen ist für Kinder und Jugendliche in 
NRW mit vielen Chancen und in den meisten Fällen 
auch mit einer guten sozialen Absicherung verbunden. 
Aber es gibt auch Risiken, die den Prozess des Aufwach-
sens und der Persönlichkeitsbildung gefährden. Gewalt 
als Opfer zu erfahren, in prekären Familienverhältnissen 
aufzuwachsen, exzessiver Alkoholkonsum, der Konsum 
von Tabak, Suchtprobleme, die Nutzung nicht altersad-
äquater Medien sowie die Jugendkriminalität sind nur 
einige der Problemlagen von jungen Menschen, die ein 
gelingendes Aufwachsen beeinträchtigen können. 

Es ist daher ein wichtiges Ziel der Politik des Landes, 
solchen Risiken mit präventiven Ansätzen entgegenzu-
wirken und dort, wo Risiken bereits zu Gefährdungen 
geworden sind, Hilfe anzubieten. Dies dient auch dem 
Ziel, die gesellschaftlichen Folgekosten nicht gelingen-
der gesellschaftlicher Integration möglichst weitgehend 
zu reduzieren. Gefördert werden u. a. Träger, die Ange-
bote für straffällig gewordene Jugendliche anbieten und 
Angebote im Bereich der Fußball-Fan-Arbeit, zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen sowie zur Präven-
tion sexualisierter Gewalt.

Junge Menschen sind eine wichtige Zielgruppe für extre-
mistische Agitation. Daher ist es wichtig, sie über anti-
demokratische und extremistische Denkweisen aufzu-
klären. Durch präventive Angebote der Jugendarbeit, 
Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes soll extremistischen Tendenzen entge-
gengewirkt werden. Ein besonderer Schwerpunkt liegt 
auf der Bekämpfung des Rechtsextremismus. Junge 
Menschen sollen in ihrer Persönlichkeit und demokrati-
schen Grundeinstellung gestärkt werden.

Förderbereich V:  Mädchen- und Jungenarbeit / 
Gender Mainstreaming

   Mädchen und Jungen: 
Gleiche Rechte, gleiche Chancen

Jungen und Mädchen sind nicht gleich. Sie haben unter-
schiedliche Interessen und Bedürfnisse. Ihnen gleiche 
Chancen für Bildung und gesellschaftliche Teilhabe zu 
geben, kann daher nur gelingen, wenn diese Unter-
schiede in der Kinder- und Jugendarbeit erkannt und 
zum Ausgangspunkt pädagogischen Handelns gemacht 
werden. Eine gendergerechte Förderung durch Angebote 
der Kinder- und Jugendhilfe ist daher eine wesentliche 
Voraussetzung für gleiche Zugangschancen zu den Bil-
dungsressourcen und zur gesellschaftlichen Teilhabe.

Es ist daher das Ziel des Landes, die Kinder- und Ju-
gendarbeit, Jugendsozialarbeit und den erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz so weiterzuentwickeln, dass 
in allen Angeboten die unterschiedlichen Bedürfnisse 
von Mädchen und Jungen tragende Elemente der Kon-
zeptionen sind. Daher werden überörtlich wirkende Trä-
ger für geschlechtsspezifi sche und am Gender Mainstre-
aming orientierte Kinder- und Jugendarbeit gefördert. 
An diese Förderung knüpft das Land die Erwartung, 
dass diese Träger Konzepte entwickeln und anbieten, die 
auf die Entwicklung einer geschlechtersensiblen Kinder- 
und Jugendarbeit hinwirken.

Um darüber hinaus weitere Impulse für dieses Ziel zu 
ermöglichen, werden Projektmittel bereitgestellt. Es 
werden Angebote gefördert, die neue Ansätze der ge-
schlechtsspezifi schen Kinder- und Jugendarbeit entwi-
ckeln und erproben, bzw. zu einer stärkeren Verbreitung 
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von geschlechtspezifi schen Angeboten der Kinder- und 
Jugendarbeit beitragen.

Förderbereich VI: Jugendfreiwilligendienste

  Chance für Engagement und Bildung

Junge Menschen wollen sich für die Gesellschaft enga-
gieren. Sie tragen Verantwortung und nehmen ehren-
amtliche Aufgaben wahr. Sie sind auch bereit zu einem 
längerfristigen Engagement – wie das Interesse an den 
Jugendfreiwilligendiensten zeigt. Die Teilnahme junger 
Menschen am Freiwilligen Ökologischen Jahr oder am 
Freiwilligen Sozialen Jahr bringt nicht nur einen gesell-
schaftlichen Gewinn, sondern gibt jungen Menschen 
auch neue Impulse für ihre persönliche Entwicklung.

Vor dem Hintergrund einer wachsenden Bedeutung des 
ehrenamtlichen Engagements in der Gesellschaft und 
der Tatsache, dass viele junge Menschen gern die Mög-
lichkeit zum Absolvieren eines Jugendfreiwilligenjahres 
wahrnehmen, stellt das Land Mittel für das Freiwillige 
Ökologische Jahr und für die Qualifi zierung der Jugend-
freiwilligendienste durch Bildungsarbeit zur Verfügung.

Förderbereich VII:  Besondere Maßnahmen und Projekte 
zur Erprobung zukunftsweisender 
 Initiativen

Die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen sowie die 
Anforderungen und Ansprüche an die Kinder- und Ju-
gendhilfe entwickeln sich stetig weiter. Um immer wie-
der passgenaue Antworten auf sich neu stellende Fragen 
zu fi nden, bedarf es eines Instruments, das die Erpro-
bung neuer, experimenteller oder zukunftsweisender 
Ansätze ermöglicht.

Das Land verbindet mit der Bereitstellung der Förder-
mittel die Erwartung, dass die Träger entsprechende 
Konzepte und konkrete Angebote zur Weiterentwick-
lung der Kinder- und Jugendarbeit entwickeln, erproben 
und bei den Trägern der Kinder- und Jugendhilfe be-
kannt machen. 

Förderbereich VIII:  Wissenschaftliche Arbeiten im For-
schungsfeld Kinder und Jugendhilfe

Die Kinder- und Jugendhilfe muss sich täglich den An-
forderungen der Praxis stellen. Viele Entwicklungslinien 
lassen sich jedoch nicht aus den Anforderungen der Pra-
xis allein ableiten. Hierzu bedarf es der Praxisforschung, 
die dabei hilft, längerfristige Entwicklungstrends recht-
zeitig zu erkennen und in den Angeboten berücksichti-
gen zu können. Wissenschaftliche Forschung hilft, die 
Kinder- und Jugendhilfe in ihrer Entwicklung besser 
planen zu können. Zusätzlich bedarf es eines intensiven 
Dialogs zwischen Wissenschaft, Politik und Praxis.

Das Land verbindet mit der Förderung die Erwartung, 
dass damit die Entwicklungserfordernisse der Praxis 
früher erkannt und neue Impulse gesetzt werden. 

Förderbereich IX: Investitionen

Kinder- und Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit brau-
chen Orte. Räumlichkeiten und Außenfl ächen der Ein-
richtungen sind eine materielle Basis gelingender Arbeit 
mit Kindern und Jugendlichen. Diese Orte weiter aus-
zubauen, zu verbessern und auf den neusten Stand zu 
bringen ist eine Aufgabe, zu der das Land einen Beitrag 
 leistet. 

Vor dem Hintergrund ständig wachsender Anforderun-
gen an diese Grundlage der Kinder- und Jugendarbeit 
sowie der Jugendsozialarbeit stellt das Land Mittel für 
den Erhalt und Ausbau von überörtlichen und besonders 
innovativen Einrichtungen zur Verfügung.

Förderbereich X: Sonderurlaubsgesetz

Die Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und 
der erzieherische Kinder- und Jugendschutz sind in 
NRW erfolgreich – nicht zuletzt dank des vielfältigen eh-
renamtlichen Engagements der Mitglieder von Verbän-
den und Vereinen. Um dieses Engagement zu erleichtern, 
können Beschäftigte Sonderurlaub auf gesetzlicher Basis 
für ihr ehrenamtliches Engagement erhalten. Der damit 
verbundene Verdienstausfall kann ganz oder teilweise 
ausgeglichen werden. Mit der Bereitstellung der Förder-

mittel soll dieses ehrenamtliche Engagement unterstützt 
werden.

5
Grundsätze der Förderung

Die Förderung der beschriebenen Handlungsfelder ist 
entsprechend dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB 
VIII) vorrangig eine Aufgabe der örtlichen Träger der öf-
fentlichen Kinder- und Jugendhilfe. Das Land unter-
stützt sie bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben (§  82 
Abs. 2 SGB VIII). Hierzu bedarf es auch auf kommunaler 
Ebene einer Verlässlichkeit und Planungssicherheit für 
die Träger (vgl. §  15 Abs.  4 Kinder- und Jugendförde-
rungsgesetz). Soweit die örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe Zuwendungen für Maßnahmen erhal-
ten, haben sie sicherzustellen, dass die Maßnahmen 
Bestandteil der örtlichen Jugendhilfeplanung sind und 
ihr Finanzanteil in einem angemessenen Verhältnis zu 
den Landesmitteln steht. Daraus ergibt sich eine stär-
kere Verzahnung der Fördermittel des Landes und der 
Kommunen.

Das Land gewährt auf der Grundlage dieses Kinder- 
und Jugendförderplans nach den Bestimmungen des 
Haushaltsgesetzes fachbezogene Pauschalen. Darüber 
hinaus werden auf der Grundlage der §§ 23 und 44 Lan-
deshaushaltsordnung (LHO), einschließlich der dazu er-
gangenen Verwaltungsvorschriften, Zuwendungen für 
Leistungen in der Jugendhilfe, bezogen auf die in den 
§§ 10 bis 14 des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes 
genannten Förderbereiche, gewährt.

Das Förderverfahren richtet sich nach den jeweils gel-
tenden Richtlinien zum Kinder- und Jugendförderplan. 
Bewilligungsbehörden sind i. d. R. die Landesjugendäm-
ter bei den Landschaftsverbänden Rheinland und West-
falen-Lippe für die Träger, die ihren Sitz in deren jewei-
ligem Zuständigkeitsbereich haben, soweit im Einzelfall 
keine abweichende Regelung durch die Oberste Landes-
jugendbehörde getroffen wurde. Für die Träger der Offe-
nen Kinder- und Jugendarbeit sind die örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe Bewilligungsbehörden.

Die Förderung von landesweiten oder regionalen Ein-
richtungen / Angeboten erfolgt unter der Prämisse der 
Bereitschaft der Träger, den Wirksamkeitsdialog zu füh-
ren und Zielvereinbarungen zu schließen. Wirksamkeits-
dialog und Zielvereinbarung sollen durch kritische Re-
fl exion neue Impulse für die Ausrichtung der Arbeit in 
den Einrichtungen und Angeboten geben und fl exible 
Reaktionen auf notwendige Anpassungen ermöglichen. 
Sie sollen schließlich einen effektiven, wirksamen und 
zielgenauen Einsatz der Fördermittel sicherstellen. Die 
Durchführung obliegt den Landesjugendämtern auf der 
Grundlage der Entscheidungen der Obersten Landesju-
gendbehörde, soweit diese nicht abweichende Regelun-
gen trifft. 
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Nachrichtlich:
Übersicht über Einzelpositionen des Kinder- und Jugendförderplans 

Förderbereich I

Pos. 1.1 Förderung der Kinder- und Jugendarbeit, Jugendverbandsarbeit, Ring politischer Jugend 51.260.000 €
Pos. 1.2 Projektförderung, insb. Initiativgruppenarbeit, Kommunale Bildungslandschaften, Internationale Jugendarbeit, 
Partizipation

7.630.000 €

Summe 58.890.000 €

Förderbereich II

Pos. 2.1 Einrichtungen und Angebote der kulturellen Bildung und der Medienpädagogik 4.065.000 €
Pos. 2.2 Projektförderung, insb. Jugendkulturland NRW, Fit für die mediale Zukunft 2.770.000 €
Summe 6.835.000 €

Förderbereich III

Pos. 3.1 Förderung insb. der Jugendsozialarbeit 13.960.000 €
Pos. 3.2 Projektförderung, insb. Integration als Chance, Teilhabe junger Menschen mit Behinderung 3.500.000 €
Summe 17.460.000 €

Förderbereich IV

Pos. 4.1 Förderung von Einrichtungen und Angeboten des Kinder- und Jugendschutzes, insb. AJS, Brücke- und Fuß-
ball-Fan-Projekte

2.512.000 €

Pos. 4.2 Projektförderung, Präventive Angebote in der Kinder- und Jugendhilfe, Jugendschutz 1.753.000 €
Summe 4.265.000 €

Förderbereich V

Pos. 5.1 Fachstellen der Mädchen- und Jungenarbeit 580.000 €
Pos. 5.2 Projektförderung geschlechtsspezifischer Angebote in der Kinder- und Jugendarbeit 650.000 €
Summe 1.230.000 €

Förderbereich VI

Pos. 6.1 Freiwilliges Ökologisches Jahr 1.500.000 €
Pos. 6.2 Qualifizierung der Jugendfreiwilligendienste durch Bildungsarbeit 1.500.000 €
Summe 3.000.000 €

Förderbereich VII

Pos. 7 Besondere Maßnahmen und Projekte zur Erprobung zukunftsweisender Initiativen 2.235.700 €
Summe 2.235.700 €

Förderbereich VIII

Pos. 8 Forschungspartnerschaften /-projekte 1.350.000 €
Summe

Förderbereich IX

Pos. 9 Investitionen 3.000.000 €
Summe 3.000.000 €

Förderbereich X

Pos. 10 Förderung nach dem Sonderurlaubsgesetz 1.960.000 €
Summe 1.960.000 €

Kinder- und Jugendförderplan insgesamt 100.225.700 €

- MBl. NRW. 2013 S. 205
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6.1
Antragsverfahren

Der Antrag ist unter Verwendung des Antragsformulars 
der Bewilligungsbehörde vorzulegen. Das Antragsfor-
mular wird unter der Internetadresse www.lanuv.nrw.de 
zur Verfügung gestellt. Dem Antrag müssen folgende 
Unterlagen und Anlagen beiliegen:

–  Ein Bauvorentwurf mit begleitendem Erläuterungsbe-
richt für die geplante Maßnahme;

–  Eine erteilte Baugenehmigung oder der Bescheid einer 
erfolgten Bauvoranfrage;

–  Angaben über bereits erfolgte bauliche Maßnahmen 
zur Energieeinsparung und gegebenenfalls Angaben 
über dafür bewilligte Landeszuwendungen;

–  Eine Stellungnahme des zuständigen Veterinäramtes, 
dass die vorgesehenen Maßnahme zur Förderung ge-
eignet ist;

–  Eine Erklärung über eine Energieberatung durch die 
EnergieAgentur NRW oder eine ähnliche anerkannte 
Stelle wie beispielsweise die Kammern oder die bei 
der KfW-Beraterbörse aufgelisteten Berater;

–  Drei Angebote oder ein Kostenvoranschlag eines Ar-
chitekten nach DIN 276;

–  Eine Verpfl ichtungserklärung des Tierheimträgers, für 
den Zeitraum von fünf Jahren keine zum Zwecke der 
Vermittlung aus dem Ausland verbrachten Tiere in das 
Tierheim aufzunehmen;

–  Eine Erklärung des oder der für das Tierheim verant-
wortlich Handelnden, dass zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung gegen ihn weder ein Straf- noch ein Bußgeld-
verfahren anhängig ist oder während der letzten fünf 
Jahre anhängig gewesen ist;

–  Eine gültige Erlaubnis gemäß § 11 Absatz 1 Nummer 2 
Tierschutzgesetz in der zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung geltenden Fassung;

–  Bei Vereinen je eine Kopie der Vereinssatzung und des 
Auszugs aus dem Vereinsregister;

–  Eine De minimis Erklärung, sofern ein Verein einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhält oder das 
Tierheim vorsteuerabzugsberechtigt ist.

6.2
Bewilligungsverfahren

6.2.1 
Bewilligungsbehörde ist das Landesamt für Natur, Um-
welt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LA-
NUV NRW).

6.2.2
Die Bewilligungsbehörde prüft den angemeldeten För-
derbedarf. Die eingehenden Anträge sollen in zeitlicher 
Reihenfolge des Eingangs und der Vollständigkeit be-
rücksichtigt werden, bis die jährlich bereitgestellte För-
dersumme erschöpft ist. Die Erschöpfung der Förder-
summen im laufenden Jahr werden auf den Internet-Sei-
ten des LANUV fortlaufend aktualisiert veröffentlicht. 
Nicht berücksichtigte Anträge des laufenden Jahres, 
können für das jeweils folgende Jahr auf Wunsch des 
Antragstellers zur Förderung vorgesehen werden.

6.2.3
Der Zuwendungsbescheid ist von der Bewilligungsbe-
hörde nach dem Grundmuster 2 der Anlage zu Num-
mer  4.1 der Verwaltungsvorschriften zu §  44 Landes-
haushaltsordnung zu erteilen.

6.3
Auszahlungsverfahren

Der Antrag auf Auszahlung ist bei der Bewilligungsbe-
hörde einzureichen. Er muss dieser Behörde bis spätes-
tens zum 1. Dezember des laufenden Kalenderjahres 
vorliegen. Die Auszahlung erfolgt frühestens nach Be-
ginn der Maßnahme. 

6.4
Verwendungsnachweisverfahren 

7834

Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen

zur Förderung baulicher Maßnahmen in Tierhei-
men

RdErl. des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur-

und Verbraucherschutz – VI 5 – 4201 – 5685
v. 28. 6. 2013

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1
Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und 
der Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO Zuwendungen 
für bauliche Maßnahmen in Tierheimen. Ziel der Förde-
rung ist insbesondere die Verbesserung der Haltungsbe-
dingungen, um eine dem heutigen Stand angemessene 
Unterbringung und Versorgung der in den Tierheimen 
untergebrachten Tiere zu erreichen.

1.2
Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu-
wendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsbehörde aufgrund ihres pfl ichtgemäßen Ermessens 
im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel.

2
Gegenstand der Förderung

Gefördert werden bauliche Maßnahmen in Tierheimen 
Nordrhein-Westfalens: 

1. Neu-, Erweiterungs-, Um- und Ausbauten,

2.  Maßnahmen zur Verbesserung der hygienischen und 
energetischen Einrichtungen.

3
Zuwendungsempfänger/Zuwendungsempfängerin

Träger von Tierheimen in Nordrhein-Westfalen. Private 
Träger jedoch nur dann, wenn diese nach § 52 Absatz 2 
Nummer 14 der Abgabenordnung als gemeinnützig aner-
kannt sind. 

4
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1
Die Maßnahmen nach Nummer  2 müssen zu einer Ver-
besserung der Unterbringung und Pfl ege von herrenlo-
sen, ausgesetzten, vorübergehend eingezogenen oder un-
ter amtlicher Beobachtung stehenden Tieren geeignet 
sein.

Die Maßnahmen müssen der Wiederherstellung sowie 
der Verbesserung der hygienischen und wirtschaftlichen 
Einrichtungen dienen. 

4.2
Nicht zuwendungsfähig sind die Ausgaben für den 
Grunderwerb einschließlich der Nebenkosten und der 
Kapitalbeschaffungskosten.

5
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1
Zuwendungsart: Projektförderung

5.2
Finanzierungsart: 

Anteilsfi nanzierung in Höhe von 80% der zuwendungs-
fähigen Ausgaben.

5.3
Form der Zuwendung: Zuschuss/Zuweisung

5.4
Höhe der Zuwendung: Höchstbetrag 80.000 Euro

6
Verfahren
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Der Verwendungsnachweis ist nach dem Grundmuster 3 
der Anlage 4 zu Nummer 10.3 der Verwaltungsvorschrif-
ten zu §  44 Landeshaushaltsordnung der Bewilligungs-
behörde vorzulegen.

7
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2017 au-
ßer Kraft.

– MBl. NRW. 2013 S. 210

924

Richtlinien zur Durchführung
der Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn

und Binnenschifffahrt (GGVSEB) und weiterer
gefahrgutrechtlicher Verordnungen

(Durchführungsrichtlinien Gefahrgut – RSEB)
Gem. RdErl. d. Ministeriums für Bauen, Wohnen, 

Stadtentwicklung und Verkehr – III B 2-41-03/3.3 –, 
d. Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk – III B 3-54-30 –, 
d. Ministeriums für Inneres und Kommunales 

– 414-57.04.13, d. Ministeriums für Arbeit, 
Integration und Soziales – III 3- 8232.0.2 –

und d. Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

– VIII A-1 92.14.27 –
v. 28. 6. 2013

Der Gem. RdErl. vom 30. 7. 2002 (MBl. NRW. 906) wird 
wie folgt geändert:

Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1.
Allgemeine Richtlinien

Die Richtlinien zur Durchführung der Gefahrgutverord-
nung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt (GGV-
SEB) und weiterer gefahrgutrechtlicher Verordnungen 
(Durchführungsrichtlinien Gefahrgut) – RSEB – sind am 
8. 5. 2013 (VkBl 2013, S. 558) neu gefasst worden.

Ich bitte, nach diesen Richtlinien zu verfahren.

Gleichzeitig werden die GGVSEB-Durchführungsricht-
linien – RSEB – vom 29. 4. 2011 (VkBl. 2011, S. 354) auf-
gehoben.“

– MBl NRW. 2013 S. 211
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